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Die Erweiterte Vollversammlung der Arztekammer fir Tirol hat in ihrer Sitzung am
04.12.2013 die nachstehende Beitragsordnung mit Leistungskatalog der Arztekammer
fur Tirol beschlossen.

Die Beitragsordnung mit Leistungskatalog 2014 tritt mit 01.01.2014 in Kratft.
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MONATSBEITRAGE 2014 - WOHLFAHRTSFONDS

(Rentenbeitrage in Euro fur Alters-, Invaliditats-, Witwen(r)- und Waisenversorgung sowie Beitrdge zur
Todesfallbeihilfe und Krankenunterstiitzung)

1. ANGESTELLTE ARZTE / ZAHNARZTE

Spart bis zum voll. vom voll. 35. bis zum ab dem voll.
parte 35. Lebensjahr voll. 45. Lebensjahr 45. Lebensjahr
Grundrente 90,10 *) 392,20 392,20
Hinterbliebenenunterstiitzung 3,50 10,50 21,00
Bestattungsbeihilfe 0,50 1,50 3,00
Krankenunterstiitzung 2,50 2,50 2,50
96,60 406,70 418,70
*) Mit dem vollen Richtbeitrag zur Grundrente in H6he von € 392,20 p.m.
wird eine Anwartschaft von 3,00 % p.a. erworben. Mit dem ermaRigten
Richtbeitrag von € 90,10 p.m. wird eine Anwartschaft von 0,69 % p.a.
erworben.

Unterbleibt aufgrund einer Berufung des Teilnehmers auf § 109 Abs. 3 ArzteG oder aufgrund einer anders
begriindeten BeitragsermaRigung die Vorschreibung des vollen Richtbeitrages zur Grundrente, ist als Fixbeitrag
der halbe Satz des vollen Richtbeitrages zur Grundrente vorzuschreiben, das sind € 196,10. Mit diesem halben
Richtbeitrag wird eine entsprechend ermafiigte Anwartschaft erworben. Kann dieser Beitrag wegen Berufung auf
§ 109 Abs. 3 ArzteG oder aufgrund einer anders begriindeten Beitragsermafigung nicht vorgeschrieben werden,
ist als Fixbeitrag der Beitragssatz "Angestellte Arzte bis zum voll. 35. Lj." zur Grundrente vorzuschreiben, das sind
€ 90,10. Kann auch dieser Beitrag wegen Berufung auf § 109 Abs. 3 ArzteG oder aufgrund einer anders
begriindeten Beitragsbefreiung nicht vorgeschrieben werden, unterbleibt die Vorschreibung eines Beitrages zur
Grundrente.

Fur den Fall der ErmaRigung oder Befreiung von der Beitragspflicht ist die Gewahrung von Leistungen
entsprechend dem Ausmal} der ErmafRigung teilweise und im Fall der Befreiung zur Ganze ausgeschlossen.

Hinweis:

Die Beitragsvorschreibung , 1. Angestellte Arzte / Zahnarzte* gilt fiir ausschlieRlich als Angestellter Arzt / Zahnarzt
in die Arzte- bzw. Zahnarzteliste eingetragene Teilnehmer des Wohlfahrtsfonds. Fiir Wohlfahrtsfondsteilnehmer,
die in der Arzte- bzw. Zahnérzteliste neben der Eintragung als Angestellter Arzt / Zahnarzt auch als
Niedergelassener Arzt / Zahnarzt eingetragen sind, gilt die Beitragsvorschreibung ,2. Niedergelassene Arzte /
Zahnarzte sowie Gruppenpraxen®.




2. NIEDERGELASSENE ARZTE / ZAHNARZTE sowie GRUPPENPRAXEN

a) mit 8§ 2-Kassenvertragen

Sparte 1. Praxisjahr ab 2. Praxisjahr
Grundrente 392,20 392,20
Erganzungsrente 502,70
(Erganzungsrente 1)  *) (287,90) *)
Individualrente 30,00
(Mindestbeitrag) bzw. 2 % der Honorar-

summe von VAEB und BVA

Hinterbliebenenunterstiitzung 21,00 21,00
Bestattungsbeihilfe 3,00 3,00
Krankenunterstiitzung 65,10 65,10
481,30 1.014,00

(799,20) *)

*) Der Fixbeitrag zur Ergéanzungsrente | wird jenen Arzten
vorgeschrieben, die von der ab 1.1.1977 eingeflhrten erweiterten
Erganzungsrente befreit wurden.

Individualrente ermalRigte Veranlagung volle Veranlagung

6 % der Honorarsumme von
§ 2-Krankenkassen,
mind. 719,70 p.m.

und
2 % der Honorarsumme 2 % der Honorarsumme
von VAEB und BVA bzw. von VAEB und BVA bzw.
30,00 30,00
p.m. p.m.

ErmaRigungen, jeweils langstens fir ein Kalenderjahr, sind in

. - . begriindeten Féllen Gber Antrag maoglich.
Hochstlimitsumme fur das

Individualrentenbeitragskonto
162.000,00

Erhohte freiwillige

Krankenversicherung 57,00




b) ohne § 2-Kassenvertragen

Sparte 1. Praxisjahr ab 2. Praxisjahr
Grundrente 392,20 392,20
Erganzungsrente 502,70
(Erganzungsrente 1)  *) (287,90) *)
Individualrente 30,00

(Mindestbeitrag)

Hinterbliebenenunterstiitzung
Bestattungsbeihilfe

Krankenunterstiitzung

bzw. 2 % der Honorar-
summe von VAEB und BVA

21,00 21,00

3,00 3,00

65,10 65,10

481,30 1.014,00
(799,20) *)

*) Der Fixbeitrag zur Erganzungsrente | wird jenen Arzten
vorgeschrieben, die von der ab 1.1.1977 eingefihrten er-
weiterten Erganzungsrente befreit wurden.

Individualrente ermafigte Veranlagung volle Veranlagung
719,70
p.m.
und
2 % der Honorarsumme 2 % der Honorarsumme
von VAEB und BVA bzw. von VAEB und BVA bzw.
30,00 30,00
p.m. p.m.

Hochstlimitsumme fir das
Individualrentenbeitragskonto

ErmaRigungen, jeweils langstens fiir ein Kalenderjahr, sind in
begrindeten Fallen Gber Antrag moglich.

162.000,00

Erhohte freiwillige
Krankenversicherung

57,00




c) Gruppenpraxis

Bei Beteiligung eines Arztes oder Zahnarztes an einer Gruppenpraxis kommen

- bei einer Gruppenpraxis mit §2-Kassenvertrdgen die Beitrdge gemaf Punkt 2. lit. a)
- bei einer Gruppenpraxis ohne §2-Kassenvertrage die Beitrage gemaR Punkt 2. lit. b)
fur jeden einzelnen Arzt bzw. Zahnarzt mit Gesellschafterstellung zur Anwendung.

Auch die Héchstlimitsumme fir das Individualrentenbeitragskonto gemaf Punkt 2. lit. a) bzw. Punkt 2. lit. b) gilt
fur jeden einzelnen Arzt bzw. Zahnarzt mit Gesellschafterstellung.

Fur die Vorschreibung zur Individualrente gilt:

Bei (zahn-)arztlichen Gesellschaftern einer Gruppenpraxis mit §2-Kassenvertragen
ermafigte Veranlagung:

Geschéaftsanteil an der Gruppenpraxis in Hundertstel x 0,02 [2%]

= Vorschreibungsprozentsatz der Honorarsumme von VAEB und BVA, bzw. 30,00 p.m.
volle Veranlagung:

Geschéaftsanteil an der Gruppenpraxis in Hundertstel x 0,06 [6%]

= Vorschreibungsprozentsatz der Honorarsumme von §2-Krankenkassen, mind. 719,70 p.m.
und Geschéftsanteil an der Gruppenpraxis x 0,02 [2%]

= Vorschreibungsprozentsatz der Honorarsumme von VAEB und BVA, bzw. 30,00 p.m.
[Beispiel: Der Geschaftsanteil des Arztes betragt 50% einer ArzteGmbH mit § 2-Krankenkassen.
0,50 x 0,06 = 0,03 [3%] der Honorarsumme von 82-Krankenkassen, mind. 719,70 p.m. und
0,50 x 0,02 [1%] der Honorarsumme von VAEB und BVA, bzw. 30,00 p.m.]

Bei (zahn-)arztlichen Gesellschaftern einer Gruppenpraxis ohne §2-Kassenvertrage
ermagigte Veranlagung:

Geschéftsanteil an der Gruppenpraxis in Hundertstel x 0,02 [2%]

= Vorschreibungsprozentsatz der Honorarsumme von VAEB und BVA, bzw. 30,00 p.m.
volle Veranlagung:

mind. 719,70 p.m. und Geschéftsanteil an der Gruppenpraxis x 0,02 [2%)]

= Vorschreibungsprozentsatz der Honorarsumme von VAEB und BVA, bzw. 30,00 p.m.

Es verbleibt im Ermessen der Arztekammer fiir Tirol, einen Abzug durch den gesetzlichen
Sozialversicherungstrager vom Kassenhonorar zu erwirken oder aber die Beitragsvorschreibung an die
jeweiligen Gesellschafter einer Gruppenpraxis direkt zu richten. In letzterem Fall ist die Honorarsumme der
Gruppenpraxis durch die Gesellschafter unverziglich schriftlich bekannt zu geben.

Anmerkung zu Pkt. 2. "Niedergelassene Arzte / Zahnéarzte sowie Gruppenpraxen"”

Unterbleibt aufgrund einer Berufung des Teilnehmers auf § 109 Abs. 3 ArzteG oder aufgrund einer anders
begriindeten BeitragsermaRigung die Vorschreibung des vollen Richtbeitrages zur Grundrente, ist als Fixbeitrag der
halbe Satz des vollen Richtbeitrages zur Grundrente vorzuschreiben, das sind € 196,10. Mit diesem halben
Richtbeitrag wird eine entsprechend ermafigte Anwartschaft erworben. Kann dieser Beitrag wegen Berufung auf

§ 109 Abs. 3 ArzteG oder aufgrund einer anders begriindeten BeitragsermafRigung nicht vorgeschrieben werden, ist
als Fixbeitrag der Beitragssatz "Angestellte Arzte bis zum voll. 35. Lj." zur Grundrente vorzuschreiben, das sind

€ 90,10. Kann auch dieser Beitrag wegen Berufung auf § 109 Abs. 3 ArzteG oder aufgrund einer anders
begriindeten Beitragsbefreiung nicht vorgeschrieben werden, unterbleibt die Vorschreibung eines Beitrages zur
Grundrente.

Unterbleibt aufgrund einer Berufung des Teilnehmers auf § 109 Abs. 3 ArzteG oder aufgrund einer anders
begriindeten BeitragsermaRigung die Vorschreibung des vollen Richtbeitrages zur Ergédnzungsrente, ist als
Fixbeitrag der halbe Satz des vollen Richtbeitrages zur Ergdnzungsrente vorzuschreiben, das sind€ 251,35. Mit
diesem halben Richtbeitrag wird eine entsprechend ermaRigte Anwartschaft erworben. Kann auch dieser Beitrag
wegen Berufung auf § 109 Abs. 3 ArzteG oder aufgrund einer anders begriindeten Beitragsbefreiung nicht
vorgeschrieben werden, unterbleibt die Vorschreibung eines Beitrages zur Ergénzungsrente.



3. WOHNSITZARZTE / WOHNSITZZAHNARZTE

Sparte bis zum vollendeten | vom voll. 35. bis zum | ab dem vollendeten
P 35. Lebensjahr voll. 45. Lebensjahr 45. Lebensjahr
Grundrente 90,10 *) 392,20 392,20
Hinterbliebenenunterstitzung 3,50 10,50 21,00
Bestattungsbeihilfe 0,50 1,50 3,00
Krankenunterstiitzung 48,80 48,80 48,80
142,90 453,00 465,00
*) Die gesetzliche Verpflichtung zur Entrichtung des Richtbeitrages
zur Grundrente in Hohe von € 392,20 p.m., mit dem eine Anwartschaft
von 3,00% p.a. erworben wird, bleibt aufrecht. Mit dem ermafigten Richt-
beitrag von € 90,10 p.m. wird eine Anwartschaft von 0,69 % p.a.
erworben.

Unterbleibt aufgrund einer Berufung des Teilnehmers auf § 109 Abs. 3 ArzteG oder aufgrund einer anders
begriindeten BeitragsermaRigung die Vorschreibung des vollen Richtbeitrages zur Grundrente, ist als Fixbeitrag der
halbe Satz des vollen Richtbeitrages zur Grundrente vorzuschreiben, das sind € 196,10. Mit diesem halben
Richtbeitrag wird eine entsprechend ermafigte Anwartschaft erworben. Kann dieser Beitrag wegen Berufung auf

§ 109 Abs. 3 ArzteG oder aufgrund einer anders begriindeten BeitragsermafRigung nicht vorgeschrieben werden, ist
als Fixbeitrag der Beitragssatz "Angestellte Arzte bis zum voll. 35. Lj." zur Grundrente vorzuschreiben, das sind

€ 90,10. Kann auch dieser Beitrag wegen Berufung auf § 109 Abs. 3 ArzteG oder aufgrund einer anders begriindeten
Beitragsbefreiung nicht vorgeschrieben werden, unterbleibt die Vorschreibung eines Beitrages zur Grundrente.



4. PENSIONSBEZIEHER AUS DEM WOHLFAHRTSFONDS MIT AUSUBUNG
ARZTLICHER TATIGKEIT (ORDENTLICHE KAMMERANGEHORIGE)

Wird weiterhin eine arztliche Téatigkeit als Wahlarzt (§ 45 Abs. 2 ArzteG) / Wahlzahnarzt (§ 27 Abs. 2 ZAG) bzw.
ebenso als (zahn-)arztlicher Gesellschafter einer Wahl(zahn)arzt-Gruppenpraxis oder als Wohnsitzarzt (8§ 47 Abs. 1
ArzteG) / Wohnsitzzahnarzt (§ 29 Abs. 1 ZAG) ausgeiibt, besteht die Beitragspflicht zur Grund- und Ergénzungsrente
(Wahlarzt / Wahlzahnarzt) bzw. zur Grundrente (Wohnsitzarzt / Wohnsitzzahnarzt) sowie "Todesfallbeihilfe" weiter
(gem. § 21 Abs. 3 der Satzung des Wohlfahrtsfonds).

Die Beitrage zur Grund- und Erganzungsrente fihren jedoch zu keiner Erhéhung der zuerkannten Altersversorgung.
Antrage auf BeitragsermaRigung entsprechend der 18 % - Klausel sind zulassig.

Beitragspflicht nach § 21 Abs. 3 der Satzung des Wohlfahrtsfonds besteht fir Pensionsstichtage (Antritt der
Wohlfahrtsfonds-Altersversorgung bzw. vorzeitige Altersversorgung) ab dem 1.1.2005. Fir Pensionsstichtage vor
dem 1.1.2005 bleibt die Beitragspflicht zur Hinterbliebenenunterstiitzung / Bestattungsbeihilfe aufrecht.

5. BEITRAGSNACHZAHLUNGEN

a) Arzte, die z. B. wegen einer ErméaRigung aus wirtschaftlichen Griinden auf die Vollendung des 65. Lebensjahres
hochgerechnet eine Anwartschaft zur Grund- bzw. Ergénzungsrente von 100 % nicht erreichen, sind zur
Nachzahlung mit Vollendung des 55. bzw. 57. Lebensjahres nach Vorschreibung verpflichtet.

b) Der Verwaltungsausschuss kann Uber begriindeten Antrag von Pflichtnachzahlungen mit der Konsequenz des
verminderten Grundrenten- bzw. Ergédnzungsrentenanspruches befreien.

c) Aushaftende Beitrdge werden in Hohe von 6 % p.a. verzinst.



LEISTUNGSKATALOG - WOHLFAHRTSFONDS

I. Versorgungsleistungen Euro

1. Alters- oder Invaliditatsversorgung

a) Grundleistung
Grundrente (100 % Anwartschaft) 872,50

b) Erganzungsleistungen

ba) Lineare Progression zur Grundleistung (gemaf § 22 Abs. 10 der
Satzung des Wohlfahrtsfonds)
bb) Erganzungsrente - nur fur niedergelassene Arzte (100 % Anwartschaft) 863,90

c) Zusatzleistung

Individualrente - nur fiir niedergelassene Arzte
Fur die Berechnung gilt der Prozentsatz des ausgewiesenen Kapitals gemaf §
26 der Satzung des Wohlfahrtsfonds.

Bestehende Alters- bzw. Invaliditdtsversorgungen werden per 1.1.2014 in der
Grundrente und in der Ergdnzungsrente um 1,5% valorisiert. In der Linearen
Progression und in der Individualrente unterbleibt eine Valorisierung.

Ebenso werden bestehende Witwen- und Waisenversorgungen valorisiert.

2. Witwen/Witwerversorqung

64,45% flr Stichtage von 01.01.2014 bis 30.06.2014 und 63,70% fur Stichtage von
01.07.2014 bis 31.12.2014 der Alters- oder Invaliditatsversorgung, die dem
Verstorbenen zum Zeitpunkt seines Ablebens gebiihrt hat oder gebihrt hétte; es
gelten die 88 30 und 31 der Satzung des Wohlfahrtsfonds.

3. Waisenversorgung

a) Die Waisenversorgung betragt fur jede Halbwaise 15%, fir jede Vollwaise
30%, der Alters- oder Invaliditdtsversorgung, die dem Verstorbenen zum
Zeitpunkt seines Ablebens gebuhrt hat oder gebuhrt hatte.

b) Die Waisenversorgung betragt fir jede Halbwaise 30%, fir jede Vollwaise
50%, der Alters- oder Invaliditdtsversorgung, die dem Verstorbenen zum
Zeitpunkt seines Ablebens gebihrt hat oder gebihrt hatte, wenn diese
ausschlie3lich aus der Grundleistung sowie der Erganzungsleistung Lineare
Progression besteht.

Bei mehreren Waisen gedeckelt gemdR 8§ 32 Abs. 4 der Satzung des
Wohlfahrtsfonds.

4. Kinderunterstitzung

fur Kinder von Empfangern einer Altersversorgung:

17,50% der zuerkannten Grundleistung 152,70
fur Kinder von Empfangern einer Invaliditatsversorgung:
19,50% der zuerkannten Grundleistung 170,10
(jeweils bei 100% Grundleistung)
5. Hinterbliebenenunterstitzung (100% Anwartschaft) 27.300,00

6. Bestattungsbeihilfe (100% Anwartschaft) 3.900,00




[I. Unterstutzungsleistungen Euro

1. Krankenunterstlitzung

a) Krankengeld:

(nur fur niedergelassene Arzte und Wohnsitzarzte, sofern sie nicht die
Alters- oder Invaliditatsversorgung beziehen)

ab dem 5. Tag bis zum 32. Tag der Berufsunfahigkeit pro Tag 72,00
ab dem 33. Tag der Berufsunfahigkeit pro Tag 144,00

b) Erhéhte freiwillige Krankenversicherung:

(nur fir niedergelassene Arzte bei freiwilliger Teilnahme zusétzlich zur
satzungsgemalien Krankengeldleistung)

ab dem 6. Tag bis zum 33. Tag der Berufsunfahigkeit pro Tag 169,00
ab dem 34. Tag der Berufsunfahigkeit pro Tag 116,00
Tagsatz fur Mutterschutz 67,60

(fir maximal 20 Wochen
ab dem 6. Tag gemal Pkt. 4 der Teilnahmebedingungen)

c) Krankenhaustaggeld:

fur niedergelassene Arzte - auch fiir Angehérige - pro Tag 218,00

fur Wohnsitzarzte pro Tag 218,00

fur angestellte Arzte, ab dem 29. Tag der stationaren
Krankenhausbehandlung pro Tag 218,00

Bezieher der Alters- oder Invaliditatsversorgung (auch deren Angehérige):
Ersatz der tatsachlichen Krankenhauskosten, maximal pro Tag 218,00

2. Rettungskosten

Rettungstransportkosten werden in besonders begriindeten Féllen Gber Antrag teilweise oder in
voller H6he ersetzt.
Flugrtickholungskosten aus dem Ausland werden nicht erstattet.



GRUNDSATZLICHES ZU BEITRAGEN UND LEISTUNGEN

Modus des Einbehaltes

Bei Vorliegen einer kassenarztlichen Tatigkeit werden die Beitrdge grundsatzlich durch Abzug vom
Kassenhonorar erhoben. Zu diesem Zweck gibt die Arztekammer fiir Tirol bei Vertragsarzten der Tiroler §
2-Krankenversicherungstrager bzw. der Gbrigen Sozialversicherungstrager diesen den einzubehaltenden
festgelegten Betrag bekannt. Die gesetzlichen Sozialversicherungstrager und
Krankenflrrsorgeeinrichtungen haben die Wohlfahrtsfondsbeitrage, die in der Beitragsordnung als
Eurobetrdge oder Prozentsatze ausgewiesen sind, bei den Honorarabrechnungen einzubehalten und sie
personenbezogen langstens bis zum 15. Tag nach Falligkeit der Honorarzahlung an die Arztekammer
abzufihren. Dessen ungeachtet gelten (z. B. bei mangelnder Abrechnung des Kassenarztes oder bei
mangelnder Uberweisung durch die Kasse) die Bestimmungen der Beitragsordnung tiber Falligkeit,
Mahnungen, Exekution usw.

Bei Einkinften aus nichtselbstandiger arztlicher Tatigkeit werden die Beitrédge grundséatzlich durch Abzug
vom Gehalt erhoben (§ 109 Abs. 7 ArzteG). Die Beitrage sind vom Dienstgeber einzubehalten und
spatestens bis zum 15. Tag nach Ablauf des Kalendermonats an die Arztekammer abzufiihren. Ergibt sich
die Unmoglichkeit, aus welchen Grinden immer, den Abzug vom Gehalt durchzufiihren, werden eigene
Vorschreibungen erlassen, fir die die einschlagigen Bestimmungen der Beitragsordnung bzw. der
Wohlfahrtsfondssatzung tiber Félligkeit und Mahnungen gelten.

Fir den Veranlagungszeitraum 01.01.2014 bis 31.12.2014 werden die Hinterbliebenen-Unterstiitzung
und die Bestattungsbeihilfe gemeinsam unter dem Begriff ,, Todesfallbeihilfe* eingehoben.

Bemessungsqgrundlage

Fir die Beitragsfestsetzung werden als Bemessungsgrundlage die noch nicht um Betriebsausgaben,
Werbungskosten und Sonderausgaben gekiirzten Bruttoeinnahmen (Umsatz) herangezogen.
Hinsichtlich (zahn-)arztlicher Berufstatigkeit auRerhalb eines Dienstverhaltnisses gelten als
Bemessungsgrundlage die gesamten Bruttoeinnahmen (Umsatz).

Bei Beteiligung eines Arztes oder Zahnarztes an einer Gruppenpraxis als Ausformung selbstandiger
(zahn-)arztlicher Berufstatigkeit wird als Bemessungsgrundlage fir den einzelnen Arzt bzw.
Zahnarzt mit Gesellschafterstellung ein Anteil am Umsatz (Umsatzanteil) entsprechend dem
Geschéftsanteil laut Gesellschaftsvertrag — unabhéngig von dessen Ausschittung — bertcksichtigt.
Geschéftsfuihrerbeziige von Gesellschaftern von Gruppenpraxen sind jedenfalls in die
Bemessungsgrundlage miteinzubeziehen.

Bei Festsetzung des Beitrages fir Wohlfahrtsfondsteilnehmer, die den (zahn-) arztlichen Beruf in einem
Dienstverhaltnis ausiiben, dient als Bemessungsgrundlage das monatliche Bruttogrundgehalt sowie
sonstige Zulagen, Zuschlage und arztliche Honorare bzw. Sonderklassegebiihren, nicht aber die Zulagen
und Zuschlage nach § 68 EStG 1988 und die sonstigen Beziige nach § 67 EStG 1988.

Wird der (zahn-) arztliche Beruf sowohl selbststandig als auch unselbststandig ausgeubt, wird fir die
Beitragsfestsetzung die Summe der Bemessungsgrundlagen aus allen selbststandigen und
unselbststandigen arztlichen Erwerbstatigkeiten zu Grunde gelegt. Bei Ermittlung der
Bemessungsgrundlage fiir die Wohlfahrtsfondsbeitrdge (Einnahmen aus arztlicher Tatigkeit) sind die
Beitrage selbst nicht auszuscheiden.



Die Hohe der Beitrage zum Wohlfahrtsfonds darf 18% der jahrlichen Einnahmen aus (zahn-) arztlicher
Tatigkeit nicht Gbersteigen. Beitrage zur Erhéhten Freiwilligen Krankenversicherung bleiben dabei
unbericksichtigt.

Arztliche und zahnarztliche Teilnehmer des Wohlfahrtsfonds sind verpflichtet, jeweils zu Jahresbeginn
schriftlich samtliche fiir die Errechnung bzw. Vorschreibung der Beitrage zum Wohlfahrtsfonds
erforderlichen Angaben zu machen und alle erforderlichen Nachweise zu dieser Erklarung vorzulegen.
Erfolgt kein diesbezlglicher Nachweis wird die Beitragsvorschreibung entsprechend der glltigen
Beitragsordnung und Eintragung in die Arzteliste zB als ,Niedergelassener Arzt mit §2-Kassenvertragen
(Pkt. 2. lit. a)" in voller Veranlagung vorgenommen.

Im Rahmen dieser Verpflichtung ist insbesondere bei Griindung einer Gruppenpraxis der Geschéftsanteil
jedes Gesellschafters an der Gruppenpraxis sowie unverziiglich jede diesbezigliche Anderung der
Arztekammer fir Tirol schriftlich bekannt zu geben.

Zahlungsaufforderung bei Verzug

Ist das Kammermitglied mit den vorgeschriebenen Beitragen zwei Monate ab dem Tag der Vorschreibung
in Verzug, so erfolgt die erste Mahnung mit einem Zahlungsziel von einem Monat. Dabei werden
Verzugszinsen ab Falligkeit vorgeschrieben.

Nach fruchtlosem Verstreichen der vorangefiihrten Zahlungsfristen, wird ein Bescheid oder
Ruckstandsausweis unter Vorschreibung der angefallenen Verzugszinsen ausgestellt. Dieser Bescheid
bzw. der Ruckstandsausweis bildet die Grundlage fur ein gerichtliches Exekutionsverfahren bzw. ein
Verwaltungsvollstreckungsverfahren (Exekutionstitel).

Fur offene Beitragsverpflichtungen werden ab Falligkeit Verzugszinsen in Héhe von 6 % p.a. verrechnet.
Fallige Beitrage kénnen von den beanspruchten und gewéahrten Leistungen abgezogen werden,
unabhéngig davon, wem oder aus welchem Titel diese Leistung zusteht. [§ 110a ArzteG]

Meldepflichten

Die Empféanger von Leistungen sind verpflichtet, der Arztekammer fiir Tirol selbstandig und unverziiglich,
langstens jedoch binnen 7 Tagen, die Anderung maRgeblicher Verhaltnisse im Hinblick auf den
Leistungsanspruch, dessen Voraussetzungen, Ausmalfd und Fortbestand schriftlich bekannt zu geben. Fur
den Bezug der Kinderunterstiitzung erforderliche wiederkehrende Nachweise wie Inskriptions- oder
Studienfortschrittsbestatigungen sind vom Leistungsempfanger bei sonstiger Einstellung der Leistung
unaufgefordert zumindest alle sechs Monate aktualisiert vorzulegen.

Ergibt sich nachtraglich, dass eine Leistung infolge eines wesentlichen Irrtums Uber die tats&chlichen
Verhaltnisse oder eines offenkundigen Versehens gewahrt wurde sowie beim Wegfall des
Leistungsanspruches aufgrund einer Anderung der Verhéltnisse, sind die weiteren Leistungen
einzustellen. Der Empfanger hat den Uberbezug unverziiglich zu ersetzen, wenn die Leistung durch
unwahre oder unvollstédndige Behauptungen, durch Verschweigen maRgeblicher Tatsachen mit
herbeigefuhrt wurde oder der Empfanger erkennen musste, dass die Leistung nicht oder nicht in dieser
Hohe geblihrt. Bei vorsatzlich unwahren oder unvollstdndigen Behauptungen oder vorsétzlichem
Verschweigen maf3geblicher Tatsachen hat die Riuckerstattung zuztglich 6% Zinsen ab Leistungsbezug
zu erfolgen. Durch den Wohlfahrtsfonds kann eine Verrechnung mit kiinftigen Leistungen erfolgen. Fur
Leistungsiiberbeziige haftet der Empfanger oder seine Verlassenschaft bzw. dessen Rechtsnachfolger.
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Krankmeldung

Vom Erkrankungsfall ist der Verwaltungsausschuss der Arztekammer unverziiglich, langstens innerhalb
von sieben Tagen, schriftlich mit Bezeichnung der Krankheit in Kenntnis zu setzen.

Leistungsansuchen wegen Erkrankung sind unter Beilage eines arztlichen Attestes Uber Art und Dauer
der Erkrankung innerhalb von sechs Monaten nach Wiedererlangung der Berufsfahigkeit bzw. Ende des
Krankenhausaufenthaltes der Arztekammer schriftlich vorzulegen.

Fristversdumnisse gegen die vorangefiihrten Vorschriften fihren, sofern diese nicht auf ein
unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis zuriickzuflihren sind, zu einem Leistungs-
ausschluss.

Krankenunterstltzung fiir stationére Aufenthalte in Krankenanstalten auf3erhalb Tirols ist vorher zu
beantragen. Nachtréaglich werden Leistungen nur bei Vorliegen einer akuten medizinischen Notwendigkeit
zuerkannt.

Im Ausland wird die Krankenunterstiitzung nur in besonders begrindeten Fallen auf Antrag zuerkannt.
Krankenunterstltzung fir stationdre RehabilitationsmafRnahmen, die im Anschluss an eine akute
Erkrankung notwendig sind, kann auf Antrag gewahrt werden.

Fur Kuraufenthalte ist keine Krankenunterstiitzung vorgesehen.

Das Krankengeld wird fir die Dauer der Berufsunfahigkeit, hdchstens jedoch fiir einen Zeitraum von 26

Wochen innerhalb von zwolf Monaten gewahrt. Innerhalb eines Zeitraumes von 36 Monaten wird das
Krankengeld héchstens fir 52 Wochen gewahrt.

Unterbrechung der arztlichen Tatigkeit (Ausbildung)

Eine freiwillige Mitgliedschaft zum Wohlfahrtsfonds kann ohne Entscheidung des
Verwaltungsausschusses gestattet werden bei Vorliegen folgender Voraussetzungen:
e Der Arzt / Die Arztin befindet sich in Ausbildung.
e Der Hauptwohnsitz ist in Tirol.
e Er/Sie ist zwischen dem Wechsel von zwei Stellen insgesamt in diesem Monat mehr als 10 Tage
in einem Dienstverhaltnis arztlich tatig.

Auch wenn keine Entscheidung des Verwaltungsausschusses flr diese Art der freiwilligen Teilnahme
notwendig ist, muss vom Arzt/ von der Arztin eine Willenserklarung auf freiwillige Mitgliedschaft zum
Wohlfahrtsfonds an die Abteilung Wohlfahrtsfonds erfolgen.

A Kdrperschaft offentlichen Rechts

QEI%/]TF\EEP vertreten durch den Prasidenten
CUR S Dr. Artur Wechselberger
B N\

. TIROL 6020 INNSBRUCK - ANICHSTRASSE 7

Telefon: 0512/52058-0
Telefax: 0512 /52 058 - 130
e-mail: kammer@aektirol.at
http://www.aektirol.at



	2014_Text_Beitragsordnung_4
	2014_WFF Beiträge_9_Ermäßigung_entfärbt
	2014_Text_Beitragsordnung_4

